
zu früheren Arbeiten über dieses Thema8) lediglich 
an die Bestimmungen des BGB angeknüpft, aber keine 
konkrete Darstellung der wirtschaftlichen Lage der 
Frau in den kapitalistischen Ländern gegeben. Richtig 
wird betont, daß auch die jetzt wieder in Westdeutsch
land als angebliche Garantie der Gleichberechtigung 
gepriesene Gütertrennung bei weitem keine wahre 
Gleichberechtigung der Frau bringt, wenn man die 
Regelung der persönlichen Wirkungen der Ehe und 
ihre ökonomischen Grundlagen berücksichtigt. Das 
wäre noch durch einen Ausblick auf die erbrechtliche 
Stellung der Frau im BGB zu ergänzen gewesen. Auch 
die Verbindung der Gütertrennung mit gegenseitigen 
Ausgleichsansprüchen, die der westdeutsche Entwurf 
als gesetzlichen Güterstand der sog. Zugewinngemein
schaft vorsieht, wird unter Hinweis auf die grund
sätzlich geförderte „Vertragsfreiheit“ bei der Verein
barung des Güterstands richtig als Ausweichen vorder 
konsequenten Verwirklichung der Gleichberechtigung 
kritisiert. Demgegenüber wäre es angebracht gewesen, 
bei der Darstellung der Rechtsentwicklung Sn der 
Deutschen Demokratischen Republik eingehender die 
Gründe zu behandeln, die dazu geführt haben, zunächst 
auf Grund der Verfassung die Gütertrennung als 
alleinigen gesetzlichen Güterstand bestehen zu lassen. 
Es trifft nicht zu, daß die Verfassung „auch das gesamte 
eheliche Güterrecht“ des BGB aufgehoben hätte; viel
mehr sind nur diejenigen Güterstände beseitigt worden, 
die der Gleichberechtigung widersprechen. Infolgedessen 
blieben allein die Vorschriften über die Gütertrennung, 
freilich auch diese nicht unverändert, anwendbar. Da
bei erhielt die Gütertrennung auf Grund der sofortigen 
Durchführung der Gleichberechtigung in den allge
meinen Wirkungen der Ehe einen völlig veränderten 
Inhalt. Das muß angesichts der berechtigten Kritik an 
den Befürwortern der Gütertrennung in Westdeutsch
land hervorgehoben werden.

Auch die Darstellung, wie sich die Grundsätze über 
den Ausgleichsanspruch der Frau in der Rechtsprechung 
entwickelt haben, beschränkt sich zu sehr auf einen 
kurzen Bericht, ahne diese wichtige Frage und ihre 
Problematik (obligatorischer oder dinglicher Anspruch, 
Verhältnis zur Errungenschaftsgemeinschaft usw.) tiefer 
zu untersuchen9). Da dies auch bei der Behandlung der 
§§ 17 if. des Entwurfs nicht geschieht, fehlt hier ein 
für eine wissenschaftliche Untersuchung wesentlicher 
Teil. Es müßte doch begründet werden, warum die 
Regelung des Entwurfs in Gegensatz zu allen anderen 
Lösungsversuchen „die konsequente Verwirklichung 
der Gleichberechtigung“ bedeutet.

Abgesehen von dem wiederholten Hinweis auf die 
sonstigen rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen 
der Gleichberechtigung in den vermögensrechtlichen Be
ziehungen, beschränken sich die Verfasser auf eine er
läuternde Wiedergabe des Entwurfs. Dabei wird das 
Wesen und der Umfang des gemeinsamen Vermögens 
allzu knapp behandelt. Mit der Anmerkung, daß das 
gemeinsame Eigentum sogenanntes Gesamthandseigen
tum, nicht Miteigentum im Sinne der §§ 1008 ff. BGB 
sei, sind die Fragen nicht erschöpft (Anm. 10, S. 31). Der 
besondere Charakter dieser familienrechtlichen Bindung 
muß näher untersucht werden. Eine Gleichstellung die
ses gemeinsamen Eigentums etwa mit dem Gesamt
handseigentum von Miterben kann das qualitativ 
Neue dieser Regelung nicht, erschöpfen. Im übrigen gilt 
das in der Anmerkung Gesagte nicht nur „hinsichtlich 
der einzelnen Sachen“, sondern in erster Linie hinsicht
lich des Gesamtvermögens, denn die Eheleute haben, 
wie die §§ 10, 20, 22 FGB und § 22 EG FGB zeigen, an 
den einzelnen Gegenständen des allgemeinen Vermögens 
bis zur Teilung kein individuelles Besitz-, Nutzungs
und Verfügungsrecht, sondern einen Anteil an dem ge
meinsamen Vermögen. Insofern hätte es einer Prüfung 
bedurft, ob es richtig ist, wenn § 18 Satz 2 FGB außer

8) vgl. z. B. Artzt, „Das eheliche Güterrecht“, NJ 1954 S. 363; 
Beckert, „Der Bonner Familienrechtsentwurf — ein reaktio
näres Machwerk der Adenauerregierung“, Staat und Hecht 
1953 S. 351.

9) Vgl. hierzu Heinrich und Klar, „Die Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts auf dem Gebiete des Familienrechts“, NJ 
.1953 S. 537 ff; Toeplitz. „Die Vorbereitung des neuen Familien
rechts durch die Rechtsprechung, NJ 1954 S. 658 ff. (661)*

dem Anteil am allgemeinen Vermögen auch ein Recht 
an den einzelnen Gegenständen anführt.

Bei der Aufhebung der Vermögensgemeinschaft wird 
richtig hervorgehoben, daß die Teilung in erster Linie, 
der gütlichen Einigung der Beteiligten überlassen bleibt. 
Die Reglung des § 20 f FGB, daß jeder Ehegatte bei der 
Teilung die Hälfte des Vermögens erhält, wird ahne 
Kritik oder eigene Stellungnahme wiedergegeben. Und 
doch hat gerade hier die Diskussion des Entwurfs er
geben, daß dieser bisherige Vorschlag zusammen mit der 
vollen Werterstattung in vielen Fällen zu erheblichen 
Härten führen kann. Daher ist die Anregung begründet, 
daß das Gericht auf Antrag auch eine andere Teilung 
als zur Hälfte anordnen kann.

Auch der Ausgleichsanspruch hätte, wie bereits er
wähnt, eine ausführliche Behandlung verdient; z. B. 
wäre immerhin zu begründen gewesen, warum er nicht 
übertragbar und nicht vererblich ist. Auch das Ver
hältnis des Ausgleichsanspruchs zum Anteil am gemein
samen Vermögen und die Grundsätze für die Berech
nung des Ausgleichsanspruohs verlangen nach wissen
schaftlicher Erörterung.

Das Wesen und die Grenzen der in § 23 FGB ge
statteten Vereinbarung zwischen den Ehegatten schil
dern die Verfasser lediglich durch Wiedergabe des In
halts dieser Vorschrift, untersuchen aber nicht näher, 
welche Vereinbarungen zulässig sind und welchen recht
lichen Charakter diese haben. Von der Praxis ist z. B. 
die Frage nach der weiteren Zulässigkeit einer allge
meinen Bankvoll macht gestellt worden.

4. In seinem Aufsatz „Zu den Fragen des Unterhalts
rechts“ behandelt N i e t h a m m e r  sowohl die Unter
haltsansprüche der Ehegatten in allen Stadien der Ehe 
wie auch die Unterhaltsansprüche der ehelichen und 
nichtehelichen Kinder und der sonstigen Verwandten. 
Es erscheint zweifelhaft, ob diese Zusammenfassung 
trotz der Verschiedenheit der gesellschaftlichen Bezie
hungen, auf denen diese gleichartigen Ansprüche be
ruhen, berechtigt ist oder ob nicht z. B. der Unterhalt 
des nichtehelichen Kindes in eine Gesamtbetrachtung 
der 'Rechtstellung des nichtehelichen Kindes, die Unter
haltsansprüche der Ehegatten dagegen, wie es im Ent
wurf geschieht, systematisch zu den vermögensrecht
lichen Beziehungen der Ehegatten gehören und richtiger 
in diesem Zusammenhang behandelt werden müssen.

Der Versuch des Verfassers, die Grundsätze des Unter
haltsrechts aus dem ökonomischen Grundgesetz des So
zialismus abzuleiten, beschränkt sich auf einige allge
meine und allzu sprunghafte Gedankengänge. In vier 
kurzen Absätzen lassen sich nicht mit der erforderlichen 
wissenschaftlichen Begründung die Beziehungen dar
stellen zwischen dem ökonomischen Grundgesetz und 
solchen speziellen Rechtssätzen wie z. B. dem, daß Mann 
und Frau gemeinsam für den Haushalt zu sorgen haben, 
oder dem, daß nur solche Personen unterhaltsberechtigt 
sind, die sich nicht selbst erhalten können. Dieser Ge
dankengang hätte weiter ausgebaut werden müssen. 
Man kann m. E. nicht so unvermittelt vom ökonomi
schen Grundgesetz in seiner allgemeinen Form zu ganz 
bestimmten Anschauungen und Institutionen des Über
baus übergehen, ohne „die Widerspiegelung der dem 
Überbau zugrunde liegenden ökonomischen Struktur“ in 
ihren einzelnen Stadien darzustellen. Sonst wirken 
solche Hinweise auf Grunderkenntnisse des Marxismus- 
Leninismus dogmatisch und schablonenhaft. Die Verbin
dung der Rechtsnorm mit den Produktionsverhältnissen 
ist in dem Aufsatz von Artzt erheblich besser gelungen. 
Bei Niethammer werden in den weiteren Ausführungen 
über das Unterhaltsrecht auch nicht mehr die Auswir
kungen dieser einleitenden Grundgedanken aufgezeigt.

Niethammer tritt entschieden der Verleumdung ent
gegen, daß auf dem Umweg über das Familienrecht ein 
ökonomischer Zwang auf die verheirateten Frauen zur 
Arbeit außerhalb des Haushalts ausgeübt werden soll. 
Gerade deshalb hätte darauf eingegangen werden müs
sen, daß das Unterhaltsrecht nicht dadurch der Durch
setzung des ökonomischen Grundgesetzes dient, daß es 
die Frauen zu intensiveren Anstrengungen in der Pro
duktion veranlaßt, sondern dadurch, daß die wirtschaft
liche Gleichberechtigung der Frauen verwirklicht ist 
und durch entsprechende Entwicklung des Bewußtseins
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